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AUSBILDUNG

Arbeitsrecht gilt auch für dual Studierende
Wer im Rahmen eines dualen Studiums zwischen Hörsaal und Betrieb pendelt, kann  
unter anderem an Betriebsratswahlen teilnehmen. Betriebliche Aspekte der Ausbildung  
wie Vergütung und Urlaubsdauer sind tariflich regelbar.

Das duale Studium, das das Lernen an einer Hochschule 
mit betrieblicher Praxis verzahnt, erfreut sich zunehmen-
der Beliebtheit: Die Anzahl entsprechender Studiengänge 
in Deutschland hat sich zwischen 2004 und 2019 von 512 
auf 1662 mehr als verdreifacht, die Zahl der Studierenden 
ist von knapp 41 000 auf über 108 000 gestiegen. Die Ju-
ristinnen Victoria Koch-Rust und Gabriele Rosentreter von 
der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin haben sich 
in einem vom HSI geförderten Gutachten mit den arbeits-
rechtlichen Aspekten dieser Ausbildungsform auseinander-
gesetzt: Welchen Status haben dual Studierende? Welche 
Gesetze sind anwendbar? Was lässt sich tarifvertraglich re-
geln? Den Ergebnissen zufolge stehen den Studierenden in 
den Praxisphasen in vielerlei Hinsicht die gleichen Rechte 
wie anderen Beschäftigten zu – etwa, wenn es um Mitbe-
stimmung, Arbeitsschutz oder Elternzeit geht. Die Arbeits-
bedingungen im Ausbildungsbetrieb können zudem Ge-
genstand von Tarifverträgen sein.

Die beiden Sphären, in denen das duale Studium stattfin-
det, also die akademische und die betriebliche, fallen dem 
Gutachten zufolge in unterschiedliche Rechtsgebiete. Teil-
weise werde aber die Ansicht vertreten, dass es sich juris-
tisch „nur“ um ein Studium handelt, auf das ausschließlich 
Hochschulrecht und kein Arbeitsrecht anwendbar ist. Koch-
Rust und Rosentreter halten das lediglich in Ausnahmefäl-
len für plausibel, nämlich dann, wenn es sich bei den Praxis-
phasen um „in den Betrieb verlagerte Lehrveranstaltungen“ 
handelt, für deren Durchführung sich die Hochschule der 
Unternehmen nur bedient. Sofern diese dagegen verant-
wortlich für die praktische Ausbildung sind und zu diesem 
Zweck einen Ausbildungsvertrag schließen, liegen zwei 
Rechtsverhältnisse vor, die die Studierenden eingehen: ein 
öffentlich-rechtliches zur Hochschule und ein privatrechtli-
ches zum Betrieb.

Welche Gesetze das Verhältnis zum Ausbildungsbetrieb 
regeln, hänge von der Art des Studiums ab, so die Juristin-
nen. Bei „ausbildungsintegrierten Studiengängen“, die so-
wohl auf einen akademischen als auch auf einen Abschluss 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf hinauslaufen, sei 
bis zum Ablegen der Kammerprüfung das Berufsbildungs-
gesetz (BBiG) einschlägig. Bei den sogenannten praxisin-
tegrierten Studiengängen, die zwar Praxisphasen in einem 
Unternehmen, aber keinen Berufsausbildungsabschluss 
vorsehen, sei das BBiG dagegen nicht anwendbar, wenn die 
praktische Tätigkeit Teil des Studiums und in einer staatlich 
anerkannten Prüfungsordnung geregelt ist.

Wenn das BBiG, das Mindestnormen für die berufliche 
Ausbildung festschreibt, nicht greift, sind laut den Gutach-
terinnen „die für den Arbeitsvertrag geltenden Vorschriften 
und Grundsätze anwendbar, soweit sich dies aus dem We-
sen und Zweck des Vertrages, der Rechtsmaterie und der je-

weiligen Norm ergibt“. Die Begründung: Wenn die Studie-
renden einem Weisungsrecht unterworfen sind, seien sie 
genauso schutzbedürftig wie Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer.

Was das konkret heißt, deklinieren Koch-Rust und Ro-
sentreter für eine Reihe von Vorschriften durch. Demnach 
können sich dual Studierende, wenn es um ihre betriebliche 
Tätigkeit geht, sowohl auf das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz als auch auf das Bundesurlaubsgesetz berufen. 
Sie haben so wie alle Beschäftigten Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung, Mutterschutz, Elterngeld und Pflegezeit. Auch 
das Arbeitszeit- und das Arbeitsschutzgesetz sind anwend-
bar, das Mindestlohngesetz dagegen nicht, beim Teilzeit- 
und Befristungsgesetz ist das zweifelhaft. In Sachen Kün-
digungsschutz gelten bei ausbildungsintegriertem Studium 
bis zur Kammerprüfung die Regelungen des BBiG, ansons-
ten diejenigen des Kündigungsschutzgesetzes.

Wenn die Studierenden in vergleichbarer Weise wie ande-
re Beschäftigte in den Betrieb eingegliedert sind, seien sie 
im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes zur Berufsaus-
bildung Beschäftigte, erklären die Rechtswissenschaft-
lerinnen. Das heißt: Der Betriebsrat hat bei Einstellung, 
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Heiligabend und Silvester sind keine gesetzlichen Feierta-
ge. Daher müssen viele Beschäftigte zum Dienst. Die Er-
werbspersonenbefragung der Hans-Böckler-Stiftung zeigt, 
wie viele es sind: Bis 14:00 Uhr arbeitet jeweils rund ein 
Fünftel der Beschäftigten, danach sind es noch acht bezie-
hungsweise zehn Prozent. Ähnlich viele Beschäftigte müs-
sen an den Weihnachtsfeiertagen und Neujahr zur Arbeit. 
Zu bedenken ist dabei: 2022 fallen Heiligabend und Silves-
ter jeweils auf einen Samstag – in anderen Jahren dürfte 
die Quote der Arbeitenden höher sein. Viele Tarifverträge 
sehen vor, dass Heiligabend und Silvester nicht gearbeitet 
werden muss. Beschäftigte ohne Tarif haben häufiger das 
Nachsehen.<

Quelle: Eric Seil u.a.: Wer arbeitet an den Festtagen 2022/2023?,  
Analysen zur Tarifpolitik Nr. 92, Dezember 2022 

Die Inflation sinkt langsam.  
Doch die soziale Schere hat  
sich weiter geöffnet.

Mit einem Plus von genau 10 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr stiegen die Verbraucherpreise im November 
nicht mehr ganz so stark wie im Oktober, als das Sta-
tistische Bundesamt eine Inflationsrate von 10,4 Pro-
zent ermittelte. Damit markiere der aktuelle Wert 
„den ersten Schritt in Richtung Normalisierung der 
Preisentwicklung“, so Sebastian Dullien und Silke To-
ber vom IMK. Unter anderem wurden Diesel, Heiz
öl, Strom und Benzin gegenüber Oktober 2022 billi-
ger. Dank der kommenden Unterstützungsleistungen 
für die Haushalte – Übernahme der Abschlagszahlun-
gen für Gas und Fernwärme   im Dezember, Gas- und 
Strompreisbremse – „dürfte der Höhepunkt der Infla-
tion überschritten sein und die Inflation 2023 deutlich 
sinken , sofern es keine weiteren unerwarteten Preis-
schocks gibt“.

Dennoch dürften die diesjährigen Preisschübe 
bei Energie und Nahrungsmitteln noch bis weit in 
das kommende Jahr wirken. Sie „dominieren weiter-
hin das Inflationsgeschehen und belasten wie in den 
Vormonaten die Haushalte mit geringeren Einkom-
men besonders stark“. So mussten einkommens-
schwache Paare mit zwei Kindern für ihren Wa-
renkorb zuletzt 11,5 Prozent mehr ausgeben als vor 
Jahresfrist, während die haushaltsspezifische Infla-
tionsrate für einkommensstarke Alleinlebende nur 
8 Prozent betrug. Mit 3,5 Prozentpunkten erreicht 
diese Differenz einen neuen Höchstwert. Das liegt 
daran, dass die Preistreiber Haushaltsenergie und 
Nahrungsmittel, bei den Ausgaben Ärmerer eine be-
sonders große Rolle spielen.

Auch wegen der ungleichen Betroffenheit ver-
schiedener Haushaltstypen raten Dullien und Tober, 
die staatlichen Hilfsprogramme sozial zu staffeln. Bei 
den gezahlten Energiepauschalen ist dies bereits der 
Fall, weil sie versteuert werden müssen. Außerdem 
sollten Strom- und Gaspreisbremse mit Obergrenzen 
versehen werden, um große Immobilien reicher Men-
schen nicht über Gebühr zu subventionieren. <

Quelle: Sebastian Dullien, Silke Tober:  
IMK Inflationsmonitor: Höhepunkt der Inflation im November 2022 überwunden,  
IMK Policy Brief Nr. 143, Dezember 2022 

Eingruppierung oder Versetzung ein Informations- und Zu-
stimmungsverweigerungsrecht. Zudem haben die Studie-
renden aktives und passives Wahlrecht im Rahmen der be-
trieblichen Mitbestimmung.

Ob das Verhältnis zwischen Ausbildungsunternehmen 
und dual Studierenden Gegenstand von Tarifverträgen sein 
kann, wird dem Gutachten zufolge bisweilen grundsätzlich 
infrage gestellt, weil die Ausbildung auf öffentlich-rechtli-
cher Grundlage beruhe. Koch-Rust und Rosentreter halten 
dem entgegen, dass die Praxisphase lediglich im Hinblick 
auf Inhalte durch Hochschulgesetze sowie Studien- und 
Prüfungsordnungen geregelt ist. Zentrale Fragen wie Ar-
beitszeit, Vergütung oder Urlaub seien dagegen nicht von 
der Hochschule vorgegeben, sondern zwischen Unterneh-
men und Studierenden vereinbart – und damit durchaus ta-
riflich regelbar.

Auch das Argument, dass dem Bund die Kompetenz 
zur Erstreckung des Tarifvertragsgesetzes (TVG) fehle, weil 
für das duale Studium die Länder zuständig sind, über-
zeugt die Autorinnen nicht. Eine „absolute Regelungssper-
re“ liegt nach ihrer Einschätzung hier nicht vor. Ebenfalls 
für unbegründet halten sie Zweifel, ob ein Ausbildungs-
verhältnis überhaupt als Arbeitsverhältnis im Sinne des 
TVG betrachtet werden kann. Denn die Tarifvertragspar-
teien hätten die Möglichkeit, selbst zu entscheiden, wie 
weit sie den Arbeitnehmerbegriff im TVG auslegen. Es ste-
he ihnen also frei, diesen Begriff auf dual Studierende aus-
zuweiten – solange sich die Regelungen auf betriebliche 
Aspekte wie Vergütung oder Wochenausbildungszeit be-
schränken.<

Quelle: Victoria Koch-Rust, Gabriele Rosentreter:  
Rechtsstellung dual Studierender,  
HSI-Schriftenreihe Band 45, November 2022 
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